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Text 

2. Abschnitt 

Ökostromabwicklung 

Aufgaben der Ökostromabwicklungsstelle 

§ 37. (1) Die Aufgaben der Ökostromabwicklungsstelle sind: 

 1. Ökostrom nach Maßgabe der § 12 und § 13 zu kontrahieren; 

 2. der Abschluss von Verträgen 

 a) mit den übrigen Bilanzgruppenverantwortlichen, Regelzonenführern, Netzbetreibern und 
Elektrizitätsunternehmen (Erzeugern und Stromhändlern); 

 b) mit Einrichtungen, die Indizes erstellen, zum Zwecke des Datenaustausches; 

 c) mit Lieferanten (Erzeugern und Stromhändlern), Netzbetreibern und 
Bilanzgruppenverantwortlichen über die Weitergabe von Daten; 

 3. die gemäß Z 1 erworbenen Mengen an Ökostrom samt den dazugehörigen Herkunftsnachweisen 
gemäß den geltenden Marktregeln an Stromhändler, soweit sie Endverbraucher im Inland 
beliefern, zum Abnahmepreis sowie dem Preis gemäß § 10 Abs. 8 und Abs. 12 täglich 
zuzuweisen und zu verrechnen. Die Zuweisung erfolgt in Form von Fahrplänen an die jeweilige 
Bilanzgruppe, in der der Stromhändler Mitglied ist, im Verhältnis der pro Kalendermonat an 
Endverbraucher in der Regelzone abgegebenen Strommengen. Die Verrechnungsstellen haben 
die erforderlichen Daten automationsunterstützt zur Verfügung zu stellen. Für den jeweiligen 
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Kalendermonat berechnet sich die Quote nach dem Monat, welcher drei Monate zurückliegt. Bei 
neu eintretenden Stromhändlern wird der Wert des ersten vollen Monats herangezogen. 

 4. dafür zu sorgen, dass in jeder Ökobilanzgruppe prozentuell der gleich hohe Anteil an Ökostrom 
am Endverbrauch gegeben ist, wobei Mengen, die auf Grund allfälliger Zuschläge der 
Landeshauptleute gemäß § 30 Abs. 4 des Ökostromgesetzes, BGBl. I Nr. 149/2002, gefördert 
werden, in den Ausgleich nicht einzubeziehen sind; 

 5. die Erstellung von Prognosen über den zukünftig eingespeisten Ökostrom und daraus die 
Ableitung von Fahrplänen des kontrahierungspflichtigen Ökostroms (§ 12 und § 13) und dessen 
Zuweisung an Stromhändler, wobei auf einen möglichst geringen Anfall von Ausgleichsenergie 
zu achten ist; 

 6. die Einhaltung der Pflichten der Anlagenbetreiber laufend zu überwachen; im Falle einer 
Pflichtverletzung ist die Ökostromabwicklungsstelle berechtigt, die Zahlung der Einspeisetarife 
auszusetzen; 

 7. Datenabgleich mit dem KLI.EN-Fonds sowie anderen Stellen zur Vermeidung und Aufklärung 
von Fördermissbrauch; 

 8. die Einhaltung der Marktregeln. 

(2) Die Ökostromabwicklungsstelle hat dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
sowie der E-Control alle für ihre Aufsichtstätigkeit und Berichtspflichten erforderlichen Daten auf 
Anfrage zur Verfügung zu stellen. Im Übrigen findet die Bestimmung des § 47 ElWOG sinngemäß 
Anwendung. Sie hat der E-Control die für die Einrichtung einer Registerdatenbank für 
Herkunftsnachweise erforderlichen Daten in elektronischer Form zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Ökostromabwicklungsstelle hat alle organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, um ihre 
Aufgaben erfüllen zu können. Sie hat für jede Regelzone eine Ökobilanzgruppe einzurichten und nimmt 
die Funktion des Ökobilanzgruppenverantwortlichen wahr. 

(4) Die Ökostromabwicklungsstelle ist verpflichtet, alle Möglichkeiten der Minimierung der 
Aufwendungen für die Ausgleichsenergie auszuschöpfen. Sie ist ermächtigt, alle zur Einhaltung der 
Fahrpläne erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere auch den Ein- und Verkauf von 
elektrischer Energie vorzunehmen. Sie hat eine Abschätzung der für Windkraftanlagen erforderlichen 
Aufwendungen für Ausgleichsenergie in der Bilanz gesondert darzustellen. 
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